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Euro-Airport Die Landung eines
Doppeldeckers der Marke
«Bücker Bü 131 Jungmann» auf
einer Nebenpiste des Euro-Air-
ports sei am späterenMittwoch-
nachmittag noch stabil verlaufen.
Wie sich die bz auf den Piloten
sowie eine Sprecherin der Pré-
fecture du Haut-Rhin beruft, sei
der Oldtimer danach beim Aus-
rollen allerdings nach «rechts
ausgebrochen», das «Fahrwerk
kollabiert» und das Flugzeug auf
den linken Flügel gefallen.

Der Pilot und ein Passagier
hätten dieMaschinemit Jahrgang
1954 aus eigenerKraft und unver-
letzt verlassen können. Der Dop-
peldecker hingegen sei schwer
beschädigtworden.Auf den Flug-
betrieb habe der Vorfall keine
nennenswerten Auswirkungen
gehabt, liess die Préfecture du
Haut-Rhin verlauten. (mar)

Doppeldecker kippt
auf linken Flügel

Mirjam Kohler

VierzigTage undNächte belager-
ten ImpfkritikerinnenundStaats-
verweigerer die Kesb Gelterkin-
den-Sissach. Schliesslich knickte
die Behörde ein und setzte ein
Bundesgerichtsurteil zur Imp-
fung zweier Kinder nicht um.

Recherchen der Onlineplatt-
form «Bajour» zeigen nun, dass
eine zurzeit kontrovers diskutier-
te Exponentin der SVP enge Ver-
bindungen zu den Mahnwachen
vor der Kesb hat. Sarah Regez.

Ende März wurde öffentlich,
dass Regez 2023 an einem Tref-
fen mit dem österreichischen
Identitären-Anführer Martin
Sellner teilnahm. Sellner ist seit
Jahren im rechtsextremistischen
Milieu aktiv. Das Treffen soll im
kleinen Kreis stattgefunden ha-
ben. Nur der harte Kern der
rechtsextremen Szene wusste
vomAnlass. Neben Regezwaren
vor allemMitglieder dermilitan-
ten Gruppierung Junge Tat an-
wesend, ergaben Recherchen des
«SonntagsBlicks».

Regez, Strategiechefin der
Jungen SVP Schweiz, künftige
Kantonalparlamentarierin und
Erstnachrückende für den Nati-
onalrat, will sich an den Anlass
nicht genau erinnern können.
Distanziert hat sie sich inhaltlich
nicht, genausowie die Junge SVP
oder die SVP.

Admin der Chat-Gruppe
Die neuen Recherchen legen
nahe, dass Regez bei den Mahn-
wachen vor der Kesb Gelterkin-
den-Sissach eine aktive Rolle
einnahm. Sie war, neben ande-
ren Personen, Admin der Tele-
gram-Gruppe, über die sich die
Impfgegnerinnen und Staatsver-
weigerer zur Belagerung der
Kesb organisierten. In einer Stel-
lungnahme gegenüberdieserRe-
daktion schreibt sie: «Ich habe
die Mahnwache gegen die Kesb
in Sissach nichtmitorganisiert.»

Im Chat wurden laufend Ver-
schwörungserzählungen rund
um Covid-19 und Impfstoffe im
Allgemeinen verbreitet. Regez
versendet imvergangenenHerbst
rund sechzig Einladungen für
den Chat.DarunterPersonen, die
der rechtsextremen Szene zuge-
ordnetwerdenkönnen.Aberauch

Personen, die bei den Protesten
gegen die Corona-Massnahmen
führende Rollen einnahmen.

Dass Regez diese Personen
kennt, erstaunt nicht. Sie selbst
war führend in einer Organisa-
tion, die solche Proteste durch-
führte.

In einem weiteren Chat rund
um die Mahnwache wird Regez
ebenfalls aktiv und stachelt die
Mitglieder an. Nach einer Ein-
wohnerratssitzung von Sissach,
derGemeinde, in der die Kesb be-
lagert wurde und in der Regez
wohnt, schreibt sie: «Dem Ge-
meinderat ist es egal, was mit
den beiden zu impfenden Kin-
dern passiert.»

Einschüchterungstaktiken
Undweiter: «Nun kommt ihr ins
Spiel, liebe Mahnwächtler. Wir
müssen dafür sorgen (und das
macht ihr btw ganz formidabel),
dass sich diese ‹Gewählten› mit
der Situation auseinandersetzen
müssen (…) und es muss unser
höchstes, primäres Ziel sein, dass
sie das tun.»

Regez ist auchMitglied in dem
Chat, in dem Kontaktdaten der
Kesb-Mitarbeitenden geteiltwer-
den, mit dem mindestens impli-
zierten Aufruf, diese zu belästi-
gen und unter Druck zu setzen.
Die Kesbwurdewährend dervier-
zigtägigenMahnwache durchge-
hend durch Sicherheitspersonal
geschützt.

ImVisier derGruppewar auch
der Arzt, der sich zur Impfung
der Kinder bereit erklärt hatte.
Ihm drohte ein Vereinsvertreter
aus der Staatsverweigererszene,
der gemeinsammit Regez Chat-
Admin ist, mit einer Strafanzei-
ge, sollte er die Kinder gemäss
Bundesgerichtsurteil impfen.

Auch die Kontaktdaten eines
Rentners, der sichmedial negativ
über die Mahnwache äusserte,
wurden im Chat gepostet. Dar-
aufhin wurde er telefonisch be-
lästigt.

Nach demBekanntwerden ih-
res Treffens mit der Jungen Tat
sagte Sarah Regez öffentlich:
«Ich stehe gegen jede Form von
Gewalt ein, sowohl physische als
auch psychische, also dass man
zum Beispiel Leute unter Druck
setzt. Solche Mittel sind zutiefst
undemokratisch.»

Regez suchtmit gezielten Provo-
kationen dieÖffentlichkeit. Etwa,
als sie mit anderen SVP-Expo-
nenten eine Kampagne vorstell-
te, die ihr den Vorwurf des Anti-
semitismus einbrachte.

Likes für den Neonazi
Oder als sie den Begriff «Remig-
ration»verwendete, derdurch die

Identitäre Bewegung, allen voran
Martin Sellner, gekapert wurde.
Bekanntwurde der Begriff einer
breiten Öffentlichkeit Anfang
Jahr. Damals wurde öffentlich,
dass sich rechte Politiker in
Deutschland mit Rechtsextre-
misten trafen und Pläne für den
Fall der Machtübernahme der
AfD schmiedeten.

Regez likte auf Twitter einen
Post, der die Recherche rund um
das Geheimtreffen der AfD mit
Martin Sellner als «inszeniert»
und «Lüge» bezeichnet.

Die Recherche trieb im
deutschsprachigen Raum Hun-
derttausende auf die Strasse, um
gegen Rechtsextremismus zu
protestieren.

Monate später behauptet Regez:
«Der Name Martin Sellner war
mir überhaupt kein Begriff.» Ein
andererPost vergleicht Bilder der
Demos gegen Rechtsextremis-
mus mit 1933. Sarah Regez ge-
fällt das.

Regez likte auch mehrere
Posts, die sich positiv auf den be-
kannten britischen Rechtsextre-
misten Tommy Robinson bezie-
hen. Zum Beispiel «Wenn dich
TommyRobinsonmehr stört als
dieThemen, die er aufbringt, bist
du Teil des Problems!» Die ent-
sprechenden Tweets liegen die-
ser Redaktion vor.

Sarah Regez schreibt auf An-
frage, sie werde bei der «Medi-
enkampagne» gegen sie und ihre
Partei nicht mitmachen. «Erst
rechtwerde ichmich nicht recht-
fertigen,welcheTweets ichwann
und weshalb gelikt haben soll.»

Die Baselbieter SVPhat ange-
kündigt, Regez zu befragen. Sie
soll gegenüber Parteiexponen-
ten ihre Haltung zu Rechtsextre-
mismus darlegen. Die aktuellen
Berichte zur Extremismus-Nähe
von Regez nehme man zur
Kenntnis. Man werde sie «ge-
wiss» in die Entscheidung, ob
parteiinterne Massnahmen ge-
gen Regez beantragt würden,
einbeziehen, schreibt der Vize-
präsident derBaselbieter SVP, Jo-
hannes Sutter, auf Anfrage.

Rückendeckung von oben
Die Partei stehe zumRechtsstaat
undverlange dies auchvon ihren
Mitgliedern – ausnahmslos.
WannderTerminmit Regez statt-
findet, hält die Partei geheim,
«um keinen öffentlichen Druck
auf den Termin» zu erzeugen.

Druck versucht auch Nils
Fiechter, Präsident der Jungen
SVPSchweiz und Partnervon Sa-
rah Regez, herauszunehmen.Ge-
genüber SRF sagte er am Mitt-
woch: «Sarah Regez hat alles
richtig gemacht.» Als Präsident
der grössten Jungpartei habe er
es nicht nötig, sich pauschal von
anderen Gruppierungen zu dis-
tanzieren.

Das sehen nicht alle so. Sechs
JSVP-Kantonalparteien haben
öffentlich gefordert, dass Regez
zurücktritt und sich die Partei
von Rechtsextremismus distan-
ziert. Bisher umsonst.

Sarah Regez’ Nähe zu den Staatsverweigerern
Kesb-Belagerung unterstützt Während die SVPlerin ihr Treffen mit Rechtsextremen legitimieren will,
werden weitere Berührungspunkte mit Extremismus öffentlich.

Gezielte Provokationen: Sarah Regez, Strategiechefin der Jungen SVP Schweiz. Archivfoto: Nicole Pont

Am 1.MaiwirdMustafaAtici sein
Amt als BaslerRegierungsrat und
Erziehungsdirektorantreten.Bis-
herwirkte derSP-Politikerhaupt-
beruflich als Unternehmer und
Inhaber einer Gastrofirma.

Diese hat er nun verkauft,wie
er aufAnfrage dieser Zeitung be-
kannt gibt. Einen Teil der GmbH
hat demnach sein bisheriger
Geschäftspartner übernommen,
ein weiterer Teil geht an seinen
Sohn. Der Verkauf sei am Mitt-
woch abgewickelt worden.

Atici hielt gemäss eigenenAn-
gaben zuletzt drei Viertel des
Stammkapitals an derAFoodliner
GmbH, sein Partner ein Viertel.
Die 32 Mitarbeitenden würden
auch nach demVerkaufweiterhin
für die Firma arbeiten, so Atici.
Sein Unternehmen bediente in

der Vergangenheit auch die
St.-Jakobs-Halle mit Catering-
Dienstleistungen. Dies werde sie
künftig nichtmehr tun, stellt Ati-
ci gegenüber dieser Zeitung klar.

Der Neoregierungsrat wäre
andernfalls in einen potenziellen
Interessenkonflikt geraten, wird
er als Erziehungsdirektor doch
auch fürdie Joggeli-Halle zustän-
dig sein, die dem Kanton gehört.

Gemäss Gesetz hätteAtici sei-
ne Firma indes nicht zwingend
verkaufenmüssen. «Aus rechtli-
cher Sicht gibt es keinen Grund,
der den Besitz eines Unterneh-
mens odervonAktienanteilen an
einem Unternehmen durch eine
Regierungsrätin oder einen Re-
gierungsrat generell und grund-
sätzlich ausschliesst», heisst es
aufAnfrage bei derBasler Staats-

kanzlei. Zwar gebe es gesetzliche
Unvereinbarkeitsregeln, aber
diese bezögen sich auf die Un-
vereinbarkeit von verschiedenen
öffentlichen Funktionen. So

kann jemand etwa nicht gleich-
zeitig Mitglied des Grossen Rats
und des Regierungsrats sein.
Auch gibt es Regeln betreffend
Verwandtschaftsverhältnissen
von Amtsträgern. Nicht erlaubt,
gemäss Staatskanzlei, sind indes
Nebenbeschäftigungen, «die die
Aufgabenerfüllung beeinträchti-
gen oder bei denen die Möglich-
keit von Interessenkonflikten be-
steht». Konkret: Atici dürftewohl
nichtmehr operativ in seiner Fir-
ma tätig sein. Aber der reine
Inhaberstatus respektive das
Halten von Kapitalanteilen ist
nicht grundsätzlich unvereinbar
mit dem Exekutivamt.

Keine Rolle beimVerkaufsent-
scheid spielte gemäss Atici der
Umstand, dass er zunächst nur
ein Regierungsrat auf Zeit ist.

Im Herbst sind Gesamter-
neuerungswahlen.Auchwenn es
nicht sehr wahrscheinlich ist,
besteht doch das theoretische
Risiko, dassAtici nach nur einem
halben Jahr imAmtwieder abge-
wähltwird. Dann stünde er ohne
Firma und ohne Amt da.

Diese Befürchtung teilt der
Sozialdemokrat allerdings nicht.
«Ich habe am Sonntag über
50 Prozent der Stimmen erhalten
undwerde als Regierungsrat vol-
len Einsatz geben.Natürlich hof-
fe ich auf eine Bestätigung im
Amt.»Und falls nicht, sei das auch
nicht so schlimm: «Ich könnte
mich auf jeden Fallwieder selbst-
ständig machen oder bei einer
Firma arbeiten.»

Oliver Sterchi

Mustafa Atici übergibt Teile seines Unternehmens an seinen Sohn
Nach Wahl in Basler Regierung Gemäss Gesetz hätte der SP-Politiker die Firma nicht zwingend abgebenmüssen.

Vom Unternehmer zum
Regierungsrat: SP-Politiker
Mustafa Atici. Foto: Kostas Maros


